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Betreff: Geplante Änderungen der Insolvenzordnung 
 
 
Sehr geehrte Frau Bundesjustizministerin, 
sehr geehrte Damen und Herren Mitglieder des Rechtsausschusses, 
 
 
mit ernster Sorge blickt der Verband der Insolvenzverwalter Deutschlands e.V. auf den Regie-
rungsentwurf zur Anpassung des Rechts der Insolvenzanfechtung und des § 55 Abs. 2 InsO. 
Eine Sorge, die wir bekanntlich mit der gesamten Insolvenzpraxis, der Wissenschaft, der 
Justizministerkonferenz und auch dem Bundesrat teilen. 
 
Im Besonderen geht es um die Begründung von Masseverbindlichkeiten bereits im Insolvenz-
eröffnungsverfahren und der Schaffung von anfechtungsrechtlichen Ausnahmeregelungen zu 
Gunsten der Finanzämter und der Sozialkassen.  
 
 
Erstens: 
 
Folge der privilegierten Zwangsvollstreckungsmöglichkeiten der Finanzämter und Sozial-
kassen wird sein, dass diese - entgegen der Intention der Insolvenzordnung auf rechtzeitige 
Einleitung eines geregelten Insolvenz- bzw. Sanierungsverfahrens - die Insolvenzmassen 
„kahl pfänden“ werden. Mit dieser Regelung würde das tragende insolvenzrechtliche Prinzip 
der Gläubigergleichbehandlung zu Gunsten einzelner, offensichtlich besonders einflussreicher 
Gläubigergruppen geopfert. 
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Zweitens: 
 
Folge der Begründung von Masseverbindlichkeiten bereits durch einen vorläufigen „schwa-
chen“ Insolvenzverwalter wird auch dessen Haftung nach § 61 InsO sein. Bei Umsetzung 
dieses Entwurfes könnten vorläufige Insolvenzverwalter nicht mehr vordringlich die sofortige 
Betriebsfortführung organisieren. Sie müssten vielmehr zuerst eine umfassende Rentabilitäts-
analyse vornehmen um sich zu vergewissern, dass auch die, durch den Referentenentwurf 
zusätzlich zu berücksichtigenden und zu regulierenden Masseverbindlichkeiten bezahlt wer-
den können. Erst nach positivem Abschluss dieser Prüfung kann die Geschäftstätigkeit wieder 
aufgenommen werden. Damit wird wertvolle Zeit vergeudet.  
 
 
Die schwerwiegende Konsequenz: 
 
Die Sanierungschancen selbst für ursprünglich erhaltungsfähige (Teil)betriebe werden wegen 
der „Kahlpfändung“ der Massen, wegen Wegbrechens der Aufträge und Stornierung von 
Lieferverträgen im Prüfungszeitraum drastisch sinken. 
 
In der Zusammenschau werden die beiden Änderungsmaßnahmen bewirken, dass wesentlich 
mehr erhaltungsfähige Betriebe und Arbeitsplätze vernichtet werden, als dies unter dem 
jetzigen Rechtszustand der Fall ist. Die Sanierungsansätze der Insolvenzordnung werden in 
ihrer Substanz beeinträchtigt. 
 
Der VID selbst hat in seiner Stellungnahme an das BMJ vom 11.07.2005 angeregt, die Ge-
setzesentwürfe mit der Wissenschaft und der Praxis gründlich zu diskutieren um zu verhin-
dern, dass ein im Prinzip sehr gutes Wirtschaftsgesetz zerstört wird. 
 
Der VID bittet das Bundesjustizministerium und den Rechtsausschuss des Deutschen 
Bundestages dringend darum, die drei vorliegenden Gesetzesvorhaben zur Änderung der 
Insolvenzordnung (für das Gesetz zum Pfändungsschutz der Altersvorsorge mag etwas ande-
res gelten) zusammenzufassen und in einer koordinierten Aktion zu beraten. 
 
Wie bereits viele namhafte Vertreter aus Wissenschaft und Praxis bietet der VID e.V. aus-
drücklich seine konstruktive Mitarbeit an. 
 
Zur vertieften Betrachtung der unmittelbaren, höchst negativen Folgen der neuen Regelungen 
empfehlen wir die Lektüre des beiliegenden Autorenbetrags des angesehenen Insolvenzver-
walters Michael Pluta aus der FAZ vom 14. Dezember 2005. Dieser Artikel legt in vollstän-
diger, aber komprimierter Form auch unsere Ansicht dar. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
 
Dr. Siegfried Beck 
- Rechtsanwalt, als Vorsitzender - 
 

Anlage 


